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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schulte (Schwäbisch Gmünd), Dr. Warnke, 
von Alten-Nordheim, Picard, Thürk, Link, Dr. Frerichs, Pieroth, Susset, Niegel, Vehar 
und Genossen 
- Drucksache 7/2131 - 

betr. ledererzeugende Industrie 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat namens der Bundesregierung mit Schreiben vom 
10. Juni 1974 die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Kennt die Bundesregierung in vollem Umfang die verzweifelte 
Lage der deutschen ledererzeugenden Industrie? 


Die Bundesregierung ist sich der schwierigen Lage der deut- 
schen Lederindustrie bewußt, die 1973 ihr bislang schlechtestes 
Jahr erlebte. Die für die ersten Monate des Jahres 1974 vorhan- 
denen Daten lassen Rückschlüsse auf die weitere Entwicklung 
noch nicht zu. Zwar weisen einige Firmen eine verbesserte 
Produktions- und Auftragseingangssituation auf. Dies trifft vor 
allem auf Klein- und Mittelbetriebe zu, die sich den stark 
schwankenden Marktgegebenheiten schnell anpassen können. 
Ob allerdings in der insgesamt bestehenden schwierigen Lage 
der Branche eine nachhaltige Verbesserung eintreten wird, 
hängt im wesentlichen von der Nachfrageentwicklung nach 
Schuhen und Lederwaren bzw. Lederbekleidung ab; diese Bran- 
chen sind mit ca. 60 bis 70% die Hauptabnehmer der ein- 
heimischen Lederproduktion. 


2. Ist die Bundesregierung an einer leistungsfähigen deutschen 
ledererzeugenden Industrie in der weiteren Zukunft interessiert 
und dies auch im Hinblick auf die gesicherte Versorgung der 
lederverarbeitenden Gruppen und damit der Verbraucher? 


Die Bundesregierung ist grundsätzlich an einer leistungsfähigen 
deutschen Lederindustrie interessiert, die sich im internatio- 
nalen Wettbewerb, vor allem innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft, selbst behaupten kann. 

Die Versorgung der einheimischen weiterverarbeitenden Indu- 
striezweige mit Leder erscheint auf absehbare Zeit im Hinblick 
auf die hohe Importrate, die weltweiten Lederbezugsmöglich- 
keiten sowie angesichts eines - mit den erhöhten Viehbestän- 
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den - wachsenden Anfalls an Häuten und Fellen insgesamt nicht 
gefährdet. Bei einzelnen Ledersorten kann es dagegen zu Eng- 
pässen kommen, z. B. infolge plötzlich auftretender modisch 
bedingter Nachfrage. Dem können die beteiligten fndustrien 
dadurch begegnen, daß sie neue Formen der Zusammenarbeit 
suchen, die z. B. Ledererzeugung und Weiterverarbeitung ein- 
schließen können. Eine solche Zusammenarbeit würde zur Diver- 
sifizierung beitragen und dadurch den Strukturwandel erleich- 
tern sowie die Leistungsfähigkeit der Unternehmen erhöhen. 


3. Welche Ursachen hat nach Ansicht der Bundesregierung die Not- 
lage der ledererzeugenden Industrie? 

Die schwierige Lage der Lederindustrie ist maßgeblich durch die 
hohe importrate (55°/o des Inlandverbrauchs) bedingt. Die im 
wesentlichen aus den EG-Ländern stammenden Einfuhren wer- 
den vor allem durch die z. T. beträchtlich niedrigeren Lohn- 
kosten - insbesondere in Frankreich als dem Hauptwettbewer- 
ber - hervorgerufen. Daneben schafft die wachsende Substi- 
tution durch synthetische Materialien zusätzliche Schwierig- 
keiten; besonders die große Zahl der Klein- und Mittelbetriebe 
ist selten in der Lage, ihre Produktionsprogramme um ent- 
sprechende Lederersatzstoffe zu erweitern. 

Verschärft wurde die Situation 1972/73 durch die weltweiten 
Preissteigerungen bei Häuten und Fellen. Vielfach wurden die 
Firmen dadurch gezwungen, mit einer verhältnismäßig teuren 
Rohware zu produzieren, konnten und können aber auf Grund 
der schwierigen Wettbewerbssituation die erhöhten Kosten 
nicht ausreichend in den Preisen weitergeben. Schließlich hat die 
stagnierende bzw. rückläufige Nachfrage nach Schuhen und 
Lederwaren erheblich zu den aktuellen Schwierigkeiten der 
ledererzeugenden Industrie beigetragen. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, diese Ursachen zu beheben und 
damit der ledererzeugenden Industrie zu helfen? 

In der Marktwirtschaft ist es in erster Linie Sache der Unter- 
nehmer selbst, sich auf veränderte Wettbewerbsverhältnisse 
auch im internationalen Wettbewerb - einzustellen. Daraus 
kann sich ein Strukturwandel ergeben, der an den einzelnen 
Unternehmer hohe Anforderungen stellt. Die Bundesregierung 
kann nur darauf achten, daß sich unausweichliche strukturelle 
Veränderungen möglichst reibungslos vollziehen. Sie erleichtert 
diesen Strukturwandel durch eine Reihe gezielter Hilfen (s. dazu 
Antwort zu Fragen 5 und 7). 


5. Beabsichtigt die Bundesregierung über das in seinen Auswir- 
kungen beschränkte KFW-Programm hinaus den im mittelstän- 
dischen Bereich angesiedelten Betrieben der Ledererzeugung 
eine durchgreifende und vor allem zinswirksame Kredithilfe 
zukommen zu lassen? 


Das am 19. Dezember 1973 eröffnete Kreditsonderprogramm der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) bietet mittleren und klei- 
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neren Unternehmen beachtliche Finanzierungsvergünstigungen. 
Es ist allerdings bislang von der ledererzeugenden Industrie 
nicht im erwarteten Maße in Anspruch genommen worden. 

über dieses Programm hinaus stellt die Bundesregierung seit 
langem im Rahmen der ERP-Programme, der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" und 
der M-I- und M-II-Mittelstandsprogramme der KfW eine Reihe 
weiterer zinsgünstiger Kredithilfen zur Verfügung, die auch von 
der deutschen Lederindustrie in Anspruch genommen werden 
können. Die Bundesregierung beabsichtigt gegenwärtig nicht, 
zusätzliche Kredithilfen zu gewähren. 


6. Beabsichtigt die Bundesregierung, der ledererzeugenden Indu- 
strie durch Stundung der Lastenausgleichsvermögensabgabe eine 
fühlbare aktuelle finanzielle Entlastung zu gewähren? 


Anträge auf allgemeine Billigkeitsmaßnahmen bei einzelnen 
Wirtschaftszweigen sind in der Vergangenheit von allen Bun- 
desregierungen abgelehnt worden, weil sie im Einzelfall zu 
ungerechtfertigten Ergebnissen führen können. Billigkeitsmaß- 
nahmen wie Stundung oder Erlaß können, weil auch die ein- 
schlägigen Vorschriften der Abgabenordnung hier keine andere 
Wahl lassen, nur unter Berücksichtigung der Verhältnisse des 
Einzelfalls beurteilt und entschieden werden. Eine allgemeine 
Stundung der Vermögensabgabe der ledererzeugenden Industrie 
kann deshalb nicht in Betracht kommen. 


7. Welche zusätzlichen Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
um die außergewöhnlich schwere Lage der ledererzeugenden 
Wirtschaft zu erleichtern und damit in diesem Industriebereich 
die Arbeitsplätze wenigstens in der Zukunft zu sichern? 


Die Bundesregierung erwartet, daß sich aus den unter Frage 5 
genannten spezifischen Hilfsmaßnahmen Erleichterungen für die 
Branche ergeben. Mit diesen Krediten, Zuschüssen, Bürgschaften 
und sonstigen Hilfen sollen die Betriebe in die Lage versetzt 
werden, vor allem durch Rationalisierungs-, Neu- bzw. Umstel- 
lungsinvestitionen, aber auch durch gezielte kostensparende 
Kooperationsvorhaben ihre zukünftige Wettbewerbssituation 
zu verbessern und somit die Arbeitsplätze in diesem Industrie- 
bereich zu sichern. 
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